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An den  
Hessischen Städte- und Gemeindebund 
 
 
 
 
 
 
Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs 2016 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wettenberg stellt fest, dass der vorliegende Gesetz-
entwurf des Hessischen Ministeriums der Finanzen für ein Gesetz zur Neuregelung der Fi-
nanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen zur Lösung der Finanzprobleme der hes-
sischen Kommunen ungeeignet ist.  
 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand, alle erforderlichen Schritte zu 
veranlassen, damit die Hessische Landesregierung ihre bisherigen Vorschläge zu Neuord-
nung des kommunalen Finanzausgleichs zurückzieht und im Sinne einer kommunalfreundli-
chen Politik überarbeitet.  
 
Begründung: 
 
Die vorgesehene Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen Land und Kommunen weist 
inakzeptable Mängel auf. Anstatt die Finanzausstattung der Kommunen zu verbessern und 
die Finanzierungsvorgaben des Hessischen Staatsgerichtshofs zu erfüllen, dient der vorge-
legte Gesetzentwurf einzig und allein dem Zweck, die notwendigen Leistungen des Landes 
gegenüber den Kommunen herunter zu rechnen und den Umfang auf dem bisherigen, für die 
Finanzierung der Kommunen unzureichenden Niveau zu halten. Offenbar ist der Gesetzent-
wurf vom Ergebnis her und mit der Maßgabe entwickelt worden, dass das Land darum her-
umkommt, die Kommunen finanziell ausreichend auszustatten. 
 
Anstatt den Kommunen im Wege des vertikalen Finanzausgleichs zwischen Land und Kom-
munen insgesamt ausreichende Mittel zur Verfügung zu stellen, werden angeblich finanz-
starke Kommunen im Wege des „horizontalen Finanzausgleichs“, also durch Umverteilung 
unter den Städten und Gemeinden, zur Kasse gebeten. So führen nach dem vorliegenden 
Entwurf Mehreinnahmen der Kommunen nur dazu, dass sich die Zuwendungen des Landes 
in den kommunalen Finanzausgleich reduzieren. Kommunen, die – wie Wettenberg – erfolg-
reich eigene Anstrengungen geleistet haben (über 3 Millionen € Schuldenabbau und ausge-
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glichener Haushalt), werden „bestraft“, indem ihre Einnahmen abgeschöpft werden. Für die 
Gemeinde Wettenberg bedeutet dies, dass sich laut Modellrechnung vom 27. Januar 2015 
die Schlüsselzuweisung um 93.429,00 EUR verringert. Statt einer solchen Umverteilung auf 
kommunaler Ebene wäre es erforderlich, den Kommunen insgesamt ausreichend Finanzmit-
tel zuzuweisen und Kommunen, die erfolgreich ihre Haushalte zum Wohle der Bürger gestal-
ten und Schulden abbauen, z. B. durch ein Bonussystem zu belohnen.  
 
Grundsätzlich krankt der vorliegenden Entwurf daran, dass den Gemeinden nach wie vor 
ausreichende Mittel für die Erfüllung ihrer Pflichtaufgaben und für die Durchführung erforder-
licher Strukturreformen, z. B. gegen die Auswirkungen den Demografischen Wandels, ver-
wehrt werden. Stattdessen werden die örtlichen Entscheidungs- und Gestaltungsmöglichkei-
ten durch vermehrte Auflagen der Kommunalaufsicht auf Weisung des Landes Hessen weiter 
ausgehöhlt und der Spielraum für freiwillige bzw. überdurchschnittliche Leistungen (z. B. in 
der Kinderbetreuung) verkürzt.  
 
Das von der Landesregierung vorgelegte Modell läuft darauf hinaus, dass das Land den 
Kommunen nicht mehr Landesmittel zur Verfügung stellt, obwohl sich das Finanzierungsdefi-
zit der hessischen Kommunen im Jahr 2013 auf rund 1,1 Milliarden Euro belaufen hat. Die 
hessischen Kommunen weisen damit das mit Abstand höchste Defizit der bundesdeutschen 
Kommunen auf, die insgesamt einen Überschuss von 1,05 Milliarden Euro erwirtschaften 
konnten. Diese Finanzierungslücke wird durch die vorgesehene Neuordnung des kommuna-
len Finanzausgleichs nichts adressiert. Vielmehr soll die Finanzlücke geschlossen werden in 
dem Kommunen – u. a. durch Verschärfung der Kommunalaufsicht – gezwungen werden, 
ihre Leistungen zu kürzen und ihre kommunalen Steuern und Abgaben zu erhöhen. Die so-
genannten Nivellierungshebesätze sind hierzu ein erster Schritt. Mit ihnen werden die Kom-
munen gezwungen, bestimmte kommunale Steuern auf ein vom Land vorgegebenes Min-
destmaß zu erhöhen. So wird die Gemeinde Wettenberg ab 2016 durch Mehrabgaben be-
straft, wenn sie nicht die Grundsteuer B von den beschlossenen 340 % auf 365 % erhöht. Bei 
der Grundsteuer A ist vom Land eine Erhöhung von 280 % auf 332 % gefordert.  
 
Eine weitere Belastung droht der Gemeinde Wettenberg durch die Anhebung der Hebesätze 
des Kreises. Der Landkreis Gießen hat bereits seine Hebesätze für die Kreis- und Schulum-
lage im Jahr 2016 mit insgesamt 58 % beschlossen. Hierdurch ergibt sich für die Gemeinde 
Wettenberg eine Mehrbelastung von mindestens 450.000 EUR. Soweit der Gesetzesentwurf 
davon ausgeht, die Belastung der Kommunen könne durch eine zwangsweise, vom Land 
verordnete Senkung der Hebesätze der Landkreise reduziert werden, bestehen gegen die-
sen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung der Landkreise erhebliche verfassungsrecht-
liche Bedenken. 
 
Im Ergebnis ist der vorliegende Gesetzesentwurf untauglich, da er Kommunen bei der Ge-
meinde Wettenberg für ihre Erfolge bei der Konsolidierung der Haushalte und der Gestaltung 
des Demographischen Wandels bestraft, anstatt die Finanzausstattung der Gemeinden auf 
das verfassungsrechtlich verankerte Maß anzuheben. Von einer kommunalfreundlichen Lan-
desregierung erwarten wir stattdessen, dass sie die chronische Unterfinanzierung der Kom-
munen beendet, anstatt Kommunen zur Kürzung ihrer Leistungen und zur Anhebung ihrer 
Abgaben zu zwingen und erfolgreich wirtschaftende Kommunen zu bestrafen.  

 
 
 
 
 


